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Vorbild für die Medienselbstkontrolle in Europa
Am 20. November wird der Deutsche Presserat 50 Jahre alt

Die freiwillige Selbstkontrolle der gedruckten Medien feiert am 20. November 2006 ihr
50-jähriges Bestehen. Getragen von Journalisten- und Verlegerverbänden ist der
Deutsche Presserat eine der ältesten Institutionen der Medienselbstkontrolle in Europa.
Und wenn seine Kritiker auch im Verlauf der 50-jährigen Geschichte nicht verstummt
sind, so stellt er doch für viele Einrichtungen der freiwilligen Selbstkontrolle in den
jungen europäischen Demokratien ein Vorbild dar.
Zur Gründung des Presserats trafen sich vor 50 Jahren im Bergischen Hof in Bonn fünf
Verleger und fünf Journalisten. Sie reagierten damit auf die Pläne des damaligen
Innenministers, ein Bundespressegesetz zu schaffen, das staatliche Aufsichtsinstanzen
für die Presse vorsah. Für die Gründer stand schon damals fest, dass eine Kontrolle der
Pressefreiheit mit einer Beteiligung des Staates unvereinbar ist. „Der ‚Deutsche
Presserat’ will als repräsentative Gesamtvertretung der deutschen Presse ein freies
Organ zur Verteidigung und Wahrung der Pressefreiheit sein und gleichzeitig über die
Einhaltung der Grenzen der Pressefreiheit wachen. Er soll Mißstände, Mißbräuche,
Entartungen und bedenkliche Überschreitungen der Regeln eines anständigen,
verantwortungsvollen journalistischen Verhaltens beobachten, rügen und nach
Möglichkeit beseitigen und darauf achten, daß das Niveau der Presse ihrer öffentlichen
Aufgabe gerecht bleibt“, beschreibt Gründungsmitglied und Journalist Rupert Gießler
1956 die Aufgaben des Presserats in der Zeitschrift „Der Journalist“.

Verteidigung der Pressefreiheit
„Das Ansehen der Presse zu wahren und für die Pressefreiheit einzutreten sind bis
heute die beiden wichtigsten Ziele des Presserats“, erklärt der Sprecher Fried von
Bismarck. Wie erfolgreich der Presserat in den letzten 50 Jahren war, lässt sich auch an
der Zurückhaltung des Staates ablesen, wenn es darum geht, Gesetze zu erlassen, die
die Grenzen journalistischer Arbeit definieren. Gleichwohl beobachtet der Presserat bis
heute genau, ob spezielle Presserechte wie der Informantenschutz oder das
Zeugnisverweigerungsrecht uneingeschränkt Anerkennung finden. Die Durchsuchung
von Redaktionsräumen bei der Zeitschrift „Cicero“ und der Lauschangriff auf
Zeitungsredakteure in Dresden und Wolfsburg belegen, welche Gefahren der
Pressefreiheit bis heute drohen. Die Trägerverbände des Presserats, der
Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV), der Verband Deutscher
Zeitschriftenverleger (VDZ), der Deutsche Journalistenverband (DJV) und die Deutsche
Journalistinnen- und Journalistenunion (DJU) wehren sich im Presserat gemeinsam
gegen solche Aushöhlungen der Pressefreiheit. Auch die neuesten Fälle erwecken den
Eindruck, dass die Ermittlungsbehörden vor allem deshalb tätig werden, weil sie die
Namen von Informanten erfahren oder an die journalistischen Quellen gelangen wollen.
„Dabei sind Maßnahmen verboten, die in Wahrheit darauf abzielen, undichte Stellen zu
ermitteln“, erläutert Presseratsmitglied Ilka Desgranges. Der Presserat fordert darum
jetzt eine Präzisierung des Beschlagnahmeverbots in der Strafprozessordnung.
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Belastungsprobe nach 25 Jahren
Die 50-jährige Geschichte des Presserats verlief nicht ohne Krisen. Die größte
Belastungsprobe lösten in diesem Zusammenhang die verdeckten Recherchen Günter
Wallraffs im Jahr 1977 bei der Bild-Zeitung aus. Er deckte dabei umstrittene
Arbeitsmethoden der Boulevardzeitung auf. Einige seiner recherchierten Fälle
behandelte der Deutsche Presserat im Beschwerdeausschuss und sprach eine Rüge
gegen Günter Wallraff für seine unzulässige verdeckte Recherche und sechs Rügen
gegen die Bild-Zeitung aus. Dazu kam die ungeklärte Frage nach dem Abdruck
öffentlicher Rügen. Als der Kölner Express 1981 einen Rügenabdruck verweigerte,
stellte der Presserat seine Arbeit vorübergehend ein. Mit der Selbstverpflichtung der
Verlage zum Rügenabdruck, der sich bis heute mehr als 90 Prozent der Verlage
angeschlossen haben, nahm er dann jedoch im Jahr 1985 seine Arbeit wieder auf.

Europäisches Engagement
Gemeinsam mit den freiwilligen Selbstkontrollorganisationen der Presse in Europa hat
der Deutsche Presserat am 10. Juni 1999 in London das Netzwerk „Alliance of
Independent Press Councils of Europe – AIPCE“ gegründet. Mit dem Ziel, die
Pressefreiheit zu wahren, engagieren sich Presseräte in verschiedenen Ländern
Europas für die Beachtung der Grundregeln eines fairen und sauberen Journalismus
und die Einhaltung selbst verfasster berufsethischer Grundsätze. Die darin zum
Ausdruck kommende Selbstkontrolle der Presse erscheint schon deshalb erforderlich,
weil es nicht Sache der Gesetzgeber – ob national oder europaweit – sein darf,
Korrekturen bei der Verletzung journalistischer Fairness und Sorgfaltspflichten im
berufsethischen Bereich vorzunehmen.
Mittlerweile haben sich auch in vielen Ländern Ost- und Mitteleuropas neue Presseräte
gegründet – so z.B. im Jahr 2000 der Presserat in Bosnien-Herzegowina und 2005 der
Bulgarische Presserat. Das Netzwerk AIPCE ist dabei zu einem Forum für Kooperation,
Koordination und Erfahrungsaustausch unter den europäischen Presseräten geworden.

Gemeinsame Berufsethik und moralische Instanz
Der Presserat setzt auf eine in den Publizistischen Grundsätzen festgeschriebene
Berufsethik und das verantwortliche Handeln von Verlegern, Herausgebern und
Journalisten. Die Kritiker sehen in diesem Selbstverständnis eine Schwäche, der
Presserat sieht genau darin seine Stärke. Die Metapher vom zahnlosen Tiger wird in
diesem Zusammenhang bis heute vielfach strapaziert. Gerade die Durchsetzbarkeit
seiner Entscheidungen wird von den Kritikern angezweifelt, weil auf öffentlich
ausgesprochene Rügen – trotz Selbstverpflichtung – nicht immer der Rügenabdruck
folgt, wie er in Ziffer 16 der Publizistischen Grundsätze vorgesehen ist. Doch die
Grundidee des Presserats basiert – trotz dieser seltenen Schwierigkeiten – auf dem
Prinzip der freiwilligen Selbstkontrolle. Er stellt keine Standesgerichtsbarkeit dar,
sondern versteht sich als moralische Instanz – ohne Strafen, Geldbußen oder
Berufsverbote zu verhängen und ohne die Beachtung seiner Entschlüsse zu erzwingen.
Die Defizite oder mangelnde Qualität der journalistischen Berichterstattung kausal mit
einer mangelnden Qualität der Selbstkontrolle gleichzusetzen, wäre falsch. Schließlich
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misst man die Kriminalitätsrate in der Gesellschaft auch nicht an der Qualität seiner
Gerichte. Rupert Gießler schreibt bereits 1956: „Die Frage der Presse ist eine Frage der
Geisteshaltung der ganzen Öffentlichkeit selbst. Denn die Presse steht nicht im
luftleeren Raum, sondern im Kraftfeld der Strömungen der Zeit und der Haltung der
Leser.“
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